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Russland: Die Frauen richten ihren Blick nach oben – wo immer noch der einzige «richtige Mann» sitzt Seite 8

Viele Schüler müssen
eine Schutzmaske tragen
Flickenteppich bei Gymnasien und Berufsschulen

Die Zeit des Fernunterrichts und
der Halbklassen in den Schweizer
Schulen ist zu Ende. Doch
Normalität herrscht in den
Klassenräumen noch länger nicht.

ERICH ASCHWANDEN

Die Schülerinnen und Schüler, die
in mehreren Kantonen am Montag
nach den Sommerferien in die Klas-
senzimmer zurückkehren, werden zu
Pionieren. Zusammen mit ihren Lehr-
personen testen sie, wie sich die Schutz-
konzepte gegen das Coronavirus be-
währen, die von Kanton zu Kanton
unterschiedlich ausfallen. Viele Mit-
tel- und Berufsschüler in der ganzen
Schweiz werden sich an das Tragen
einer Maske gewöhnen müssen.

Denn praktisch überall kehrt man zu-
rück zum Vollbetrieb, und die Verhält-
nisse in den Klassenzimmern werden da-
durch enger. Die Zeiten von Fernunter-
richt und Halbklassen sind zu Ende. Mit
verschiedenen Massnahmen wollen die
Schulen verhindern, dass es zu Anste-
ckungen im Schulzimmer kommt; eine
davon ist das Tragen eines Mund- und
Nasenschutzes.

Dies gilt beispielsweise für die
Gymnasiasten aus dem Aargau. Für
sie könnte das Schuljahr mit folgen-
der Rechenaufgabe beginnen: «Deine
Klasse besteht aus 19 Schülern. Euer
Schulzimmer hat eine Fläche von 80
Quadratmetern. Um den Corona-be-
dingten Mindestabstand von 1,5 Metern
zu deinen Mitschülern einhalten zu kön-
nen, gilt ein Richtmass von 2,25 Qua-
dratmetern. Ist dies nicht der Fall, be-
steht die Maskenpflicht. Rechne: Musst
du eine Maske tragen oder nicht?»

Die Westschweiz ist vorsichtiger

Dieses Rechenbeispiel ist keineswegs an
den Haaren herbeigezogen,sondern ent-
spricht exakt der Regelung, die das Aar-
gauer Bildungsdepartement vergangene
Woche in Kraft gesetzt hat. So kompli-
ziert und technokratisch wie der Aar-
gau regelt die umstrittene Maskenfrage
gegenwärtig kein anderer Kanton. Doch
lässt sich feststellen, dass es ausser in der
Westschweiz praktisch keine Abspra-
chen unter den Nachbarkantonen gibt.
Die Schweiz bleibt deshalb in Sachen
Schulunterricht ein Flickenteppich.

Vor den Sommerferien bestand die
Uneinheitlichkeit beim Halbklassen-
unterricht, jetzt verlagert sie sich auf die
Maskentragpflicht. Objektive Kriterien
für das Vorgehen der kantonalen Bil-
dungsdirektionen sind nicht zu erken-
nen. So schreiben Luzern und Schaff-
hausen ihren Gymnasiasten und Berufs-
schülern generell das Maskentragen vor.
Dies, obwohl sie zu den von Covid-19
weniger stark betroffenen Kantonen ge-
hören und beispielsweise eine Masken-
tragpflicht in den Geschäften ablehnen.

Nachvollziehbar ist hingegen, dass
die Kantone Waadt, Genf, Neuenburg,
Wallis und Jura diese Massnahme ver-
ordnen, verzeichnen sie doch eine ver-
gleichsweise hohe Anzahl von Corona-
virus-Fällen pro 100 000 Einwohner. Im
Tessin, wo die Ansteckungen stark zu-
rückgegangen sind, besteht eine Mas-
kentragpflicht für die Lehrpersonen,

nicht jedoch für Schülerinnen und
Schüler.

Zu den eher stark von Covid-19 be-
troffenen Kantonen gehört auch Basel-
Stadt. Doch wie verschiedene andere
Kantone, darunter Bern, Graubünden
und die Ostschweizer Kantone, emp-
fiehlt der Stadtkanton auf der Sekun-
darstufe II das Tragen von Masken
lediglich bei Lektionen, in denen der
Abstand von 1,5 Metern nicht eingehal-
ten werden kann. Dies ist der Fall bei
Laborarbeiten, in einigen Lehrwerkstät-
ten oder in Pflegesituationen. Die Zür-
cher Erziehungsdirektorin Silvia Steiner
hat in einem Interview mit der NZZ an-
gekündigt, dass Zürich wohl eine ähn-
liche Regelung einführen werde. In den
nächsten Tagen soll über den definitiven
Entscheid informiert werden.

Vor allem kleinere Kantone in der
Zentralschweiz oder der Kanton Gla-
rus wollen von einer generellen Mas-
kentragpflicht während des Unterrichts
nichts wissen. Die Schutzmasken sollen
nur punktuell dort zum Einsatz kom-
men, wo sich die Abstände nicht ein-
halten lassen. Dies gilt auch im Kan-
ton Schwyz. Dort gilt jedoch ausserhalb
der jeweiligen Klassenzimmer auf dem
Areal der Schulen der Sekundarstufe
II eine generelle Maskenpflicht. Die
Schwyzer Bildungsdirektion begründet
dies damit, dass hier im Gegensatz zu
den Klassenzimmern das Contact-Tra-
cing nicht sichergestellt werden kann.

Maskentragpflicht für Eltern

Während sich in den Gymnasien und
Berufsschulen also einiges ändert, geht
es für die Kindergärtner und Primar-
schüler gleich weiter wie vor den Som-
merferien. Weil Kinder in diesem Al-
ter gemäss Experten das Coronavirus
nicht stark verbreiten, müssen sie vor
allem die Abstands- und Hygieneregeln
einhalten. Neue Vorschriften gibt es je-
doch an einigen Orten für die Eltern.
Viele Schulen haben das Besuchsver-
bot wieder aufgehoben, weshalb Mama
und Papa ihre Abc-Schützen am ersten
Schultag begleiten können.Auch Schul-
veranstaltungen mit Publikum sind vie-
lerorts wieder möglich. Doch auch dafür
treffen die Schulleitungen besondere
Vorkehrungen. So hat Aadorf (TG)
eine allgemeine Maskentragpflicht für
Erwachsene eingeführt. Andere Schul-
häuser und Gemeinden dürften diesem
Beispiel folgen.

Trotz all diesen Schutzmassnah-
men werden sich in den kommenden
Wochen Kinder mit dem Coronavirus
infizieren. Dies nicht zuletzt deshalb,
weil einige von ihnen zusammen mit
ihren Eltern in Risikogebieten in den
Ferien waren. Der Epidemiologe Mar-
cel Tanner, Mitglied der bundesrät-
lichen Covid-19-Task-Force, empfiehlt
in solchen Fällen, die Kontaktperso-
nen dieses Kindes oder gar eine ganze
Klasse in Quarantäne zu schicken, wie
er gegenüber dem «Blick» erklärte.
Doch so strikt dürften die meisten Kan-
tone nicht handeln. So hält etwa die
Bildungsdirektion des Kantons Luzern
fest, bei einem Corona-Fall im Schul-
betrieb komme es nicht automatisch zu
einer Schulschliessung oder einer Klas-
senquarantäne. Der Entscheid liege in
solchen Fällen beim Kantonsarzt.

Libanons Ministerpräsident
Diab schlägt Neuwahlen vor
Nach der Explosion in Beirut entlädt sich die Wut der Bevölkerung in Gewalt

CHRISTIANWEISFLOG, BEIRUT

Am Samstagnachmittag strömten Tau-
sende von Demonstranten ins Zentrum
von Beirut. Der Protest stand unter dem
Motto: «Es ist genug. Tretet zurück, oder
werdet erhängt.»Auf dem zentralen Platz
der Märtyrer stellten die Demonstranten
einen Galgen auf, woran sie symbolisch
Pappfiguren führender Politiker hängten.
Unweit davon versuchten Aktivisten die
hohen Betonbarrikaden zum Parlament
zu überwinden. Die Polizei reagierte mit
Tränengas und Gummigeschossen.

Andernorts besetzten Demonstran-
ten zeitweise dasAussenministerium.Das
Gebäude war allerdings durch die Explo-
sion stark beschädigt worden und stand
leer. Die Aktivisten behängten die Fas-
sade mit roten Bannern, auf denen etwa
stand:«Beirut ist eine Stadt ohneWaffen»,
eine Parole, die sich offensichtlich gegen
die proiranische Schiitenmiliz Hizbullah
richtete. Gestürmt wurden auch die Ban-
kenvereinigung sowie die Ministerien für
Wirtschaft,Umwelt und Energie.Gemäss
dem Roten Kreuz mussten bis amAbend
63 Demonstranten hospitalisiert werden.
175 Personen wurden ambulant behan-
delt. Ein Polizist wurde getötet.

Diabs späte Einsicht

Auch am Sonntag kam es erneut zu
Demonstrationen und gewaltsamen
Zusammenstössen, die Zahl der Teil-
nehmer war jedoch geringer als zuvor.
Trotzdem legten unter dem Druck der
Strasse die Informationsministerin und
der Umweltminister ihre Ämter nieder.

Während die Gewalt am Samstag
eskalierte, trat Ministerpräsident Hassan
Diab vor die Kameras:«Wir können diese
strukturelle Krise nur mit vorgezogenen
Parlamentswahlen überwinden, die eine

neue politische Klasse hervorbringen.»
Er werde dies am Montag der Regierung
vorschlagen. Diab hat anscheinend ein-
gesehen, was bereits seit dem Ausbruch
der landesweiten Massenproteste im ver-
gangenen Oktober klar war. Die politi-
sche Elite hat das Vertrauen der Bevöl-
kerung verloren. Und dieses lässt sich
nur durch faire Neuwahlen wiederher-
stellen. Vor allem der mächtige Hizbul-
lah-Chef Hassan Nasrallah und der mit
ihm verbündete Präsident Michel Aoun
hatten sich gegen einen solchen Schritt
gewehrt. Sie und ihre weiteren Verbün-
deten hatten im Januar Diab als neuen
Regierungschef eingesetzt.Dieser erwies
sich aber als machtlose und vielleicht
auch willenlose Marionette der regieren-
den Elite. Diab leitete keinerlei Refor-
men ein,während das Land weiter in eine
abgrundtiefe Wirtschaftskrise rutschte.

Hatte die Protestbewegung davor
deutlich an Schwung verloren, scheint
die verheerende Bombenexplosion die
revolutionären Geister wieder geweckt
zu haben. Die Katastrophe hat bisher 158
Todesopfer und rund 6000 Verletzte ge-
fordert.Über 300 000 Menschen verloren
ihr Dach über dem Kopf.

Ob die Parteien sich auf Neuwahlen
einigen können, bleibt abzuwarten. Vor
allem Aoun und Nasrallah scheinen den
Ernst der Lage nicht erkannt zu haben.
Nach dem Besuch des französischen Prä-
sidenten Emmanuel Macron wies Aoun
dessen Forderung nach unabhängigen
Ermittlungen zurück. «Eine internatio-
nale Untersuchung der Hafen-Affäre
führt zur Verwässerung der Wahrheit»,
sagte er und brachte eine für die Regie-
rung sehr bequeme Hypothese ins Spiel:
«Es gibt die Möglichkeit einer auslän-
dischen Intervention. Eine Rakete, eine
Bombe oder ein anderes Mittel.» Auch
Nasrallah sprach sich gegen eine solche

Untersuchung aus. Neben Parlaments-
wahlen wäre dies aber eine zwingende
Massnahme, um das Vertrauen des Vol-
kes wiederherzustellen.

Das zentrale Problem bei den Parla-
mentswahlen ist ihre Vorbereitung. Da-
mit sie frei und fair sind, braucht es unbe-
dingt ein neuesWahlrecht.DieWahlkreise
sind derzeit so gezogen, dass ein Wahlsieg
für neue und unabhängige Kräfte sehr
schwierig ist. Im Prinzip brauchte es eine
Übergangsregierung aus integren Per-
sönlichkeiten, die die Wahlen vorberei-
ten könnten. Es ist aber fraglich, ob das
Parlament und vor allem auch der Hizb-
ullah einer solchen Lösung zustimmen
würde. Die Gefahr ist gross, dass erneut
ein monatelanges politisches Hickhack
folgt, obwohl das gebeutelte Land nun
eine starke Regierung braucht.

Die einzige Hoffnung

Ohne eine stabile Führung werden sich
vermutlich auch die Verhandlungen mit
dem InternationalenWährungsfonds hin-
ziehen.Erneut geht Zeit verloren,die das
hochverschuldete Land schon lange nicht
mehr hat. Momentan können die not-
leidenden Menschen deshalb einzig auf
die internationale Hilfe hoffen. Zumin-
dest das Geld für humanitäre Sofortmass-
nahmen und ersteWiederaufbauarbeiten
scheint gesichert zu sein. Im Rahmen
einer von der Uno und Frankreich orga-
nisierten Videokonferenz sagten rund 30
Staaten dem gebeutelten Libanon rund
300 Millionen Dollar zu.Die Schweiz will
4 Millionen beitragen. Damit wurden die
von den Organisatoren der Konferenz ge-
forderten 116 Millionen weit übertroffen.
Und trotzdem scheint dies angesichts des
Ausmasses der Katastrophe nur einTrop-
fen auf den heissen Stein zu sein.
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Bei den Zusammenstössen am Samstag in Beirut wurden rund 240 Menschen verletzt und ein Polizist getötet. FELIPE DANA / AP
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